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Demographischer Wandel, Arbeitsmarktpartizipation und Sozialsys-
teme in den neuen EU-Mitgliedsländern: Absicherung bei Nicht-

Beschäftigung∗ 

Michael KNOGLER 
 
Die globale Wirtschafts- und Finanzkrise hat deutliche Spuren auf den Arbeitsmärkten der neuen EU-
Mitgliedstaaten (EU10) hinterlassen. Der nach dem Ende der Phase des „jobless growth“ in diesen 
Ländern seit 2005 zu verzeichnende Anstieg der Beschäftigungsquoten wurde zum Teil wieder revi-
diert, die Arbeitslosenquoten stiegen deutlich an. Gleichzeitig sind diese Länder, ähnlich den EU-
Altmitgliedern, einem demographischen Alterungsprozess ausgesetzt, der mittel und langfristig zu 
einem dramatischen Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter führen  und die Alterslast-
quoten nach oben treiben wird. Auch vor diesem Hintergrund ist der Zusammenhang zwischen sozia-
len Sicherungssystemen und dem Arbeitsangebot von hoher Bedeutung.  

Der Beitrag gibt einen Überblick über die  Auswirkungen der Krise auf Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit sowie die verschiedenen Formen der sozialen Absicherung bei Nicht-Beschäftigung in den 
EU10. Im Mittelpunkt steht zunächst die Partizipation am Arbeitsmarkt, wobei Zu- und Abgänge in den 
/ vom Arbeitsmarkt und Bewegungen zwischen verschiedenen Formen der Nicht-Beschäftigung nicht 
nur durch die konjunkturelle Entwicklung sondern auch durch die Ausgestaltung der sozialen Siche-
rungssysteme bzw. einzelner Sozialleistungen bestimmt werden. Vor allem in der Altersgruppe über 
50 Jahre liegen in den EU10 extrem hohe Nichterwerbsquoten vor, die auf Fehlentwicklungen in den 
Sozialsystemen zurückzuführen sind. Ein Überblick über die Entwicklung der Absicherung bei Nicht-
Beschäftigung zeigt, dass Fehlanreize weniger aus der Ausgestaltung des Arbeitslosengelds resultie-
ren, sondern auf Regelungen zu Frühverrentung und Invaliditätsrenten zurückzuführen sind und de 
facto eine Überschneidung zwischen Arbeitslosengeld, Vorruhestandsregelungen und Invaliditätsleis-
tungen besteht.  
 
 

 
∗ Manuela Troschke vom Osteuropa-Institut Regensburg danke ich für hilfreiche Kommentare. 

Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und 
Partizipation 

Bis zum Ausbruch der Finanzkrise entwickelte 
sich der Arbeitsmarkt in der EU10 positiv. Das 
hohe Wirtschaftswachstum ließ ab 2005 die 
Arbeitsnachfrage anziehen und führte in der 
Folge zu einem Beschäftigungsanstieg. Die 
Phase des „jobless growth“ war beendet.  Mit 

der Verschärfung der Finanzkrise im Herbst 
2008 gerieten jedoch auch die Arbeitsmärkte 
in den EU10 unter Druck. Seit dem ersten bzw. 
zweiten Quartal 2009 ist die Beschäftigung in 
allen EU10 rückläufig, und zwar in den meisten 
Fällen sehr viel stärker als in den EU-
Altmitgliedern (EU15), die im Folgenden als 
Referenz herangezogen werden. Die stärksten 
Beschäftigungseinbrüche verzeichneten wenig 
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überraschend die Länder mit dem größten 
BIP-Rückgang, allen voran die baltischen Län-
der. Nur in Tschechien und Polen liegen die 
Beschäftigungseinbußen unter dem Durch-
schnitt der EU15 (Knogler, 2010). 

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in der 
Veränderung der Arbeitslosenquoten wieder 
(Abbildung 1). Seit Mitte der 2000er Jahre 
sanken die Arbeitslosenquoten in den EU10 
geradezu spektakulär und bewegten sich 2008 
in allen Ländern unter 10%. Den stärksten 

Rückgang der Arbeitslosenquoten verzeichne-
ten  die Länder mit den ursprünglich höchsten 
Arbeitslosenquoten, so dass 2008 (mit Aus-
nahme der Slowakei) das Niveau der Arbeits-
losigkeit in den EU10 niedriger als im EU15-
Durchschnitt lag. Unter dem Einfluss der Fi-
nanzkrise stiegen die Arbeitslosenquoten 2009 
an und liegen nun vor allem in den baltischen 
Ländern wieder deutlich über der Zehnpro-
zentmarke und dem Niveau des Jahres  2000.  
 

 
Abbildung 1:  EU10: Arbeitslosenquote 15-64 Jahre, in % 
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Quelle: Eurostat. 
 

Allerdings ist die Entwicklung der Arbeitslo-
senquoten nur bedingt ein aussagekräftiger 
Indikator für die Teilnahme am Arbeitsmarkt. 
Nimmt ein hoher Anteil der Bevölkerung nicht 
am Erwerbsleben teil, kann die gemessene 
Arbeitslosigkeit zwar niedrig sein, allerdings 
bewegen sich dann auch die Beschäftigungs-
quoten auf niedrigem Niveau. Aussagekräftiger 
ist die daher Entwicklung der Erwerbs- bzw. 
Nichterwerbsquoten, die die tatsächliche Teil-
nahme des vorhandenen Arbeitskräftepotenti-
als am Arbeitsmarkt anzeigen (Abbildung 2). 
Für die EU10 zeigen die Nichterwerbsquoten 
für die Beschäftigten zwischen 25 und 49 Jah-
re den EU15 vergleichbare Werte, deutlich 
höher sind jedoch die Nichterwerbsquoten der 
Älteren (50-64 Jahre), die vor allem in Polen 
und Ungarn deutlich über denjenigen im EU15-

Durchschnitt liegen.1 In Polen, dem mit Ab-
stand größtem Arbeitsmarkt innerhalb der 
EU10 erklärt die hohe Nichterwerbsquote bei 
Ältern die insgesamt höhere Nichterwerbsquo-
te bzw. deutlich geringere Partizipationsrate. 
Vergleichsweise niedrige Nichterwerbsquoten 
der Ältern und entsprechend hohe Partizipati-
onsraten insgesamt sind in den Baltischen 
Ländern zu verzeichnen, was auf Reformen in 
den Rentensystemen dieser Länder (s.u.) zu-
rückzuführen ist. 

                                                      
1 Allerdings liegen auch innerhalb der EU15 in einigen 
Ländern (Belgien, Griechenland und Italien) hohe Nichter-
werbsquoten bei den Älteren vor. 
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Abbildung 2: EU10: Nichterwerbsquoten, in % 
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Abbildung 3:  EU10: Demographische Entwicklung 
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Die niedrigen Partizipationsraten sind mittel 
und langfristig vor dem Hintergrund der demo-
graphischen Entwicklung in den Ländern prob-
lematisch, die derzeit zwar eine jüngere Bevöl-
kerungsstruktur als die EU15 aufweisen, bis 
2050 aber einen starken Rückgang der Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter sowie einen 
dramatischen Anstieg der Alterslastquoten zu 
erwarten haben (Abbildung 3). Trotz der aktu-
ell wieder gestiegenen Arbeitslosenquoten 
beeinträchtigt in den EU10 dieser Rückgang 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter die 
mittel- und langfristigen Wachstumsperspekti-
ven. 
 
 
Einkommenssicherung bei Nicht-
Beschäftigung 

Welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang 
das Sozialsystem für die Teilnahme am Ar-
beitsmarkt? Vor dem Hintergrund der ange-
sprochenen demographischen Entwicklung 
muss mittel- und langfristig das effektive Ar-
beitsangebot erhöht werden, d.h. im einzelnen 
das Angebot von Arbeitskräften, die die not-
wendigen Anreize haben, eine Beschäftigung 
aufzunehmen und zum anderen auch über die 
geforderten Qualifikation verfügen. Sozialsys-
teme beeinflussen die Bewegungen zwischen 
Beschäftigung und Nicht-Beschäftigung bzw. 
Nicht-Teilnahme am Arbeitsmarkt in verschie-
dener Hinsicht (Clasen, Davidson, Ganßmann, 
Mauer, 2006).  Zunächst basiert erstens ihre 
Finanzierung auf den Beiträgen der Beschäf-
tigten/Unternehmen, die als Lohnnebenkosten 
die Arbeitsnachfrage beeinflussen. Zweitens 
bezieht ein Großteil der Nichtbeschäftigten im 
erwerbsfähigen Alter Sozialleistungen entwe-
der in Form des Arbeitslosengelds für Arbeits-
lose, oder Leistungen für Invalidität für Kranke 
und Invalide. Staatlich finanzierte Frühverren-
tungsprogramme ermöglichen ebenfalls ein 
frühes Ausscheiden aus dem Arbeitmarkt. 
Drittens schließlich beeinflussen die Sozialsys-
teme die Teilnahme am Arbeitmarkt über die 
damit verbundenen Anreize. Eine zentrale 
Rolle spielen in dieser Hinsicht einmal das 
Arbeitslosengeld, aber auch Leistungen bei 
Krankheit/Invalidität und Frühverrentungspro-
gramme. 
 
 
Arbeitslosengeld 

Das Arbeitslosengeld zielt darauf ab, das Kon-
sumniveau bei Arbeitsplatzverlusten (con-
sumption smoothing) zu stabilisieren und Ar-

mut zu vermeiden. Damit verbunden ist der 
angesprochene Anreizeffekt des Arbeitslosen-
gelds auf das Arbeitsangebot. Üblicherweise 
wird unterstellt, dass generöse Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit negativ auf die Arbeitsplatzsu-
che wirken und den Reservationslohn erhö-
hen, zu dem Beschäftigte bereit sind eine Ar-
beit anzunehmen. Empirische Untersuchungen 
unterstützen die damit implizierte Vorhersage, 
dass eine längere Bezugsdauer die Dauer der 
Arbeitslosigkeit erhöht und zu steigender 
Langzeitarbeitslosigkeit beiträgt.  Allerdings 
dürfte dieser Effekt in Zeiten rückläufiger Ar-
beitsnachfrage weniger von Bedeutung sein, 
da er nicht der Hauptgrund für steigende und 
anhaltende Arbeitslosigkeit ist (Cazes, Verick, 
Heuer, 2009).2 

Eingeführt wurden die am deutschen Vorbild 
orientierten Arbeitslosenversicherungssysteme 
in allen EU10 angesichts des mit dem Übergang 
zur Marktwirtschaft einhergehenden Zusam-
menbruchs vieler staatlicher Unternehmen und 
der in der Folge rasch ansteigenden Arbeitslo-
sigkeit. Trotz ähnlichem Reformpfad ergaben 
sich jedoch Unterschiede in der konkreten 
Ausgestaltung des Arbeitslosengelds entlang 
der vier Kriterien Anspruchsvoraussetzungen, 
Höhe des Arbeitslosengelds und Bezugsdauer 
sowie der mit dem Bezug unter Umständen 
verbundenen Sanktionen (Tabelle 1). Insge-
                                                      
2 Weniger beachtet wird dagegen der Reallokationseffekt 
der Arbeitslosensicherung. Neuere Untersuchungen las-
sen vermuten, dass das Arbeitslosengeld auch Umfang 
und Qualität der Reallokation verbessert, als auch die 
Qualität der „job matches“ und damit die Durchschnittspro-
duktivität (Boeri, Helppie, Macis, 2008). Der Reallokations-
bedarf war gerade in den EU10 zu Beginn der Transforma-
tion sehr hoch, als Beschäftigung im staatlichen Bereich 
abgebaut wurde und ein privater Unternehmenssektor 
entstand. Boeri und Terrell (Boeri, Terrell, 2002) erklären 
den unterschiedlichen Verlauf der Reallokation in den 
Transformationsstaaten mit der unterschiedlichen Ausges-
taltung der sozialen Sicherungssysteme in diesen Län-
dern, wobei der Existenz (bzw. Nichtexistenz) von Arbeits-
losensicherungssystemen eine Schlüsselrolle zukommt. 
Die höheren Arbeitslosengeldleistungen in den mitteleuro-
päischen Reformstaaten fungierten als Untergrenze der 
Lohnspreizung und verhinderten ein Absinken der Löhne. 
Die Anpassung erfolgte damit im wesentlichen über die 
Beschäftigung, während in den Ländern der früheren 
Sowjetunion die Anpassung stärker zu Lasten der Löhne 
erfolgte. Die mitteleuropäischen Ländern verzeichneten 
daher zunächst einen stärkeren Anstieg der Arbeitslosig-
keit, aber gleichzeitig auch eine effizientere Reallokation 
der Beschäftigung. Daneben beeinflusst die Arbeitslosen-
sicherung auch die Entscheidung ob im formellen oder 
informellen Sektor gearbeitet wird. Entscheidend ist der 
„entitlement effect“, d.h. die Existenz von Beschäftigten, 
die bisher nicht Arbeitslosengeld beziehen und An-
spruchsberechtigung nur erhalten wenn sie im formalen 
Sektor tätig werden. Die Einführung von Arbeitslosengeld 
kann dazu führen, dass Beschäftigte aus dem informellen 
Sektor (ohne Anspruch auf Arbeitslosengeld) in den forma-
len Sektor wechseln. 
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samt war das Arbeitslosengeld zunächst relativ 
großzügig ausgestaltet, aber mit zunehmender 
Restrukturierung stieg die Arbeitslosigkeit ra-
pide an und damit auch die Ausgaben für die 
passive Arbeitsmarktpolitik. Vor dem Hinter-

grund wachsender Budgetdefizite wurden 
dann die Bezugsregeln restriktiver gestaltet 
und die Bezugsdauer verkürzt (Podalowski, 
Szelewa, 2008). 

 

Tabelle 1:  EU10: Arbeitslosensicherung, Stand: 1.1.2010 
 Referenz-

periode 
Mindest-
versiche-
rungszeit 

Höhe (in % des früheren Einkommens) Bezugsdauer 

Bulgarien 15 Monate 9 Monate 
(0,6) 

60 % des durchschnittlichen Tagesentgeltes der letzten 9 Mona-
te pro Tag. Die Mindest- und Höchstbeträge des Arbeitslosen-
geldes liegen derzeit bei jeweils BGN 6 (€ 3.07) und BGN 12 (€ 
6.14) täglich. Arbeitslose, die eine Arbeit aufnehmen und dann 
innerhalb drei Jahren erneut Anspruch auf Arbeitslosengeld 
bekommen, erhalten nur den Mindestbetrag. 

4-12 Monate in Abhän-
gigkeit von Versiche-
rungsdauer 

Tsche-
chien 

3 Jahre  12 Monate 
(0,33) 

In den ersten zwei Monaten: 65% des Bezugslohns. In den 
folgenden zwei Monaten: 50% des Bezugslohns. Und 45% des 
Bezugslohns für den restlichen Leistungszeitraum. Während 
einer Umschulung: 60% des Bezugslohns. 

5-11 Monate in Abhän-
gigkeit vom Alter 

Estland 36 Monate 

 

12 Versi-
cherungs-
monate 
(0,33) 

50% des Referenzlohns für bis zu 100 Kalendertage, danach 
40% des Referenzlohns. 

6-12 Monate in Abhän-
gigkeit von Versiche-
rungsdauer 

Lettland 12 Monate 

 

9 Monate 
(0,75) 

50-65%, abhängig von Versicherungsdauer. Der Betrag des 
Arbeitslosengelds wird mit der Dauer der Arbeitslosigkeit um bis 
zu 50% bzw. auf einen Festbetrag (LVL 45: € 63) reduziert. 
Vorübergehend, zwischen dem 1. Januar 2010 und dem 31. 
Dezember 2012, wird der Teil der Leistung, der LVL 11,51 (€ 16) 
übersteigt, täglich nur zur Hälfte gezahlt. 

9 Monate 

Litauen 3 Jahre 

 

18 Versi-
cherungs-
monate 
(0,5) 

Fixe (LTL 350 (€ 101)) und variable Komponente. Das Arbeitslo-
sengeld kann jedoch nicht den Wert von LTL 650 (€ 188) über-
schreiten. Der volle Betrag wird in den ersten drei Monaten der 
Arbeitslosigkeit gezahlt. In den verbleibenden Monaten des 
Leistungsanspruchs  wird der Betrag der variablen Komponente 
um 50% gekürzt. 

6-9 Monate in Abhängig-
keit von Beschäftigungs-
dauer. Die Leistungs-
dauer erhöht sich um 
zwei Monate für Perso-
nen, die in 5 Jahren das 
Rentenalter erreichen 
werden bzw. in Gemein-
den mit der höchsten 
Arbeitslosigkeit. 

Ungarn 4 Jahre 365 Versi-
che-
rungstage 
(0,25) 

Erste drei Monate: 60% des früheren Durchschnittsentgelts, 
mindestens jedoch 60% des Mindestlohns (HUF 44.100 (€ 163)) 
und höchstens 120% des Mindestlohns (HUF 88.200 
(€ 327)).Danach: 60% des Mindestlohns (HUF 44.100 (€ 163)). 

Max. 9 Monate in Ab-
hängigkeit von Beschäf-
tigungsdauer 

Polen 18 Monate 365 Kalen-
dertage 
(0,66) 

Pauschalbetrag von PLN 717,00 (€ 175) pro Monat für den 
Zeitraum von drei Monaten, danach auf PLN 563,00 (€ 
137).Arbeitslosengeld wird monatlich als bestimmter Prozentsatz 
des Grundbetrags des Arbeitslosengelds gezahlt. Der Prozent-
satz hängt von der Dauer der Erwerbstätigkeit ab (zwischen 80 
und 120%). 

6-18 Monate in Abhän-
gigkeit von regionaler 
Arbeitslosenquote. 

Rumänien 24 12 Monate 
(0,5) 

75% des Mindestlohns mit Zuschlägen in Abhängigkeit von der 
Versicherungsdauer 

6-9 Monate in Abhängig-
keit von Versicherungs-
dauer. 

Slowenien 18 Monate 12 Beschäf-
tigungsmo-
nate (0,66) 

70% erste drei Monate; danach 60%. Minimum: 45,56% des 
Mindestlohns von € 589,19. Maximum: Das Dreifache des 
Mindestsatzes des Arbeitslosengelds. 

3-24 Monate in Abhän-
gigkeit von Versiche-
rungszeit und Alter. 

Slowakei 4 Jahre drei Jahre 
(0,75) 

50% des Referenzlohns. 6 Monate. 

Quelle: MISSOC 
 

Die Anspruchsvoraussetzungen für den 
Bezug von Arbeitslosengeld waren zu Beginn 
der Transformation sehr breit gefasst und er-
möglichten einen umfassenden Zugang zu 
Leistungen.  Dieser wurde in den meisten 
Ländern aufrechterhalten. In Tschechien wur-
de 1994 die Referenzperiode für die Zugrun-

delegung der Mindestversicherungszeit von 12 
Monaten auf drei Jahre erweitert, ab 1995 
wurden neben regulär Beschäftigten weitere 
Gruppen in die Anspruchsberechtigung einbe-
zogen etwa Eltern, die Kleinkinder betreuen. 
Auch in Estland und Litauen wurden Ende der 
neunziger Jahre die Anspruchsvoraussetzun-
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gen gelockert und neue Gruppen einbezogen. 
In der Slowakei wurden die entsprechenden 
Regeln zu den Anspruchsvoraussetzungen der 
Tschechoslowakei übernommen, allerdings 
nicht, wie in Tschechien, weitere Gruppen von 
Anspruchsberechtigten einbezogen. Ab 2002 
wurde die Mindestversicherungszeit von 12 
Monaten in den letzten drei Jahren  auf 24 
Monaten in 3 Jahren (2002) und drei Jahren in 
vier Jahren (2004) verschärft.  

Demgegenüber steht eine Ländergruppe 
mit relativ restriktiv geregelten Anspruchsvor-
aussetzungen. In Polen ergeben sich gegen-
über dem ersten Beschäftigungsgesetz von 
1989 erhebliche Verschärfungen. In Slowenien 
besteht seit Beginn der neunziger Jahre eine 
Mindestversicherungszeit von 12 Monaten in 
den letzen 18 Monaten.  

Die Höhe des Arbeitslosengelds variiert er-
heblich im Zeitablauf und zwischen den ein-
zelnen Ländern. Einige Länder gewährten 
relativ generöse Leistungen zu Beginn der 
Transformation, die sie später reduzierten (und 
zum Teil wieder anhoben). Andere gewährten 
zunächst nur geringe Leistungen, die dann im 
Zeitablauf erhöht wurden. 

In Slowenien war die Lohnersatzrate seit 
Beginn der Transformation bereits relativ hoch 
und stieg dann weiter an. Sie liegt derzeit bei 
70% für die ersten drei Monate danach 60%. 
Früher lag die Rate bei 50% für die gesamte 
Dauer des Arbeitslosengeldbezugs. Dies kon-
trastiert stark mit der Entwicklung in Polen, wo 
nach zunächst hoher Ersatzrate in 1989 die 
Höhe des Arbeitslosengeldes stark reduziert 
wurde. Zu Beginn der neunziger Jahre wurde 
ein Pauschalsatz bei 36% des Durchschnitt-
lohns eingeführt, und in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre durch einen Fixbetrag ersetzt, 
der die Höhe des Arbeitslosengelds weiter 
reduzierte.  

Eine ähnliche Tendenz gilt auch für Tsche-
chien und die Slowakei. Die wichtigste Ände-
rung in Tschechien ist die Einführung einer im 
Zeitablauf abnehmenden Lohnersatzrate (65% 
in der ersten Phase, 55% in der zweiten und 
45% in der dritten Phase).  

In den Baltischen Ländern ist die Höhe der 
Leistungen generell sehr niedrig. Estland hatte 
zwar zu Beginn der Transformation ein relativ 
hohes Niveau, das aber in der Folge drama-
tisch reduziert wurde und ab 2002 auf be-
scheidenem Niveau festgelegt wurde. Mitte der 
neunziger Jahre lag hier die niedrigste Ersatz-
rate der gesamten Region vor (rund 7%). Nach 
einem Pauschalsatz wurde ab 2002 ein ein-
kommensbezogenes System etabliert. In Lett-
land hing ursprünglich die Höhe des Arbeitslo-

sengelds vom Mindestlohn ab (90%), ab Mitte 
der neunziger Jahre wurde ebenfalls ein ein-
kommensabhängiges System eingeführt, mit 
Lohnersatzraten auf zwei Niveaus, die mit 
zunehmender Bezugsdauer abnehmen (80% 
und 60%). Dieses System wurde in den letzten 
Jahren reformiert, das Arbeitslosengeld verrin-
gert sich nun gegen Ende der Bezugszeit auf 
50% bzw. auf einen Festbetrag. 

Mit Blick auf die Bezugsdauer  können zwei 
Ländergruppen unterschieden werden. In einer 
ersten Gruppe war die Bezugsdauer zunächst 
hoch, wurde aber im Zeitablauf reduziert 
(Tschechien, Ungarn, Polen, Slowakei Slowe-
nien). In Ungarn lag die Bezugsdauer zu-
nächst bei 12 Monaten, wurde 1990 dann ver-
doppelt auf zwei Jahre, 1993 wurde sie wieder 
auf ein Jahr verkürzt. Ab 2002 gelten neun 
Monate. In Polen war die Bezugsdauer zu-
nächst unbegrenzt, ab 1993 wurde sie auf ein 
Jahr reduziert. Derzeit variiert sie in Abhängig-
keit von der regionalen Arbeitslosenquote zwi-
schen 6 und 18 Monaten.  

In den Baltischen Ländern dagegen war die 
Bezugsdauer relativ kurz bereits bei Einfüh-
rung der Arbeitslosenversicherungssysteme. 
Sie lag lange bei sechs Monaten. Inzwischen 
wurde sie in Lettland auf neun Monate, in Est-
land und Litauen in Abhängigkeit von der Be-
schäftigungsdauer auf bis zu 12 Monaten er-
höht. 

Parallel zur Kürzung der Leistungen und 
strengeren Anspruchsvoraussetzungen wurde 
in den meisten Ländern im Rahmen einer Akti-
vierungspolitik der Bezug von Arbeitslosengeld 
an die individuelle Arbeitsplatzsuche, bzw. die 
Akzeptanz von Jobangeboten sowie die Teil-
nahme an Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik geknüpft. In den meisten Ländern 
(Tschechien, Slowenien, Ungarn und Litauen, 
Bulgarien und Rumänien)  genügt bereits die 
Ablehnung eines Jobangebots als Grund für 
die Einstellung der Leistung. In Tschechien 
kann nach sechs Monaten erneut Arbeitslo-
sengeld beantragt werden. In Slowenien füh-
ren folgende Gründe zur Einstellung der Leis-
tung: nicht für Arbeit zur Verfügung stehen, 
keine aktive Arbeitsuche, Ablehnung von Ar-
beits- oder Zeitarbeitsangeboten, sowie keine 
Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen oder anderen beschäftigungsfördern-
den Maßnahmen. Ähnliches gilt auch für Un-
garn und Litauen. In Estland wird bei Ableh-
nung eines zumutbaren Jobangebots Arbeits-
losenhilfe weiter bezahlt.  

Weniger strikt sind die Sanktionen in Polen. 
Möglich ist hier die Ablehnung von zwei Job-
angeboten, nach sechs Monaten kann erneut 
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Arbeitslosengeld beantragt werden. In der 
Slowakei können Jobangebote mehrmals ab-
gelehnt werden, die Verpflichtungen beziehen 
sich eher auf häufige Kontakte zu den Arbeits-
vermittlungen. Grundsätzlich gelten die ge-
nannten  Sanktionen bzw. Anforderungen auch 
für die in allen Ländern existierenden Systeme 
der Mindestsicherung. Damit sind auch Bezie-
her von Sozialhilfe verpflichtet, Jobangebote 
wahrzunehmen bzw. öffentliche Arbeiten 
durchzuführen. 

Als Indikator für die Einkommenssicherheit 
können die Ausgaben der passiven Arbeits-
marktpolitik bezogen auf die jeweilige Arbeits-

losenquote herangezogen werden, die einen 
guten Maßstab für die Großzügigkeit des Ar-
beitslosengelds darstellen, als hier Lohner-
satzraten, Bezugsdauer und Zahl der Leis-
tungsempfänger implizit mit einfließen (ent-
spricht etwa dem Verhältnis von durchschnittli-
chem Arbeitslosengeld pro Arbeitslosen zum 
Durchschnittseinkommen pro Erwerbsperson). 

Abbildung 4 zeigt, dass die Lohnersatzleis-
tungen in den EU10 deutlich weniger generös 
ausgestaltet sind als etwa in Dänemark aber 
auch insgesamt im EU15-Durchschnitt. Ledig-
lich England bewegt sich im Bereich der EU10. 

 
Abbildung 4:  Ausgaben der passiven Arbeitsmarktpolitik bezogen auf  

                                          die Arbeitslosenquote, 2007 

0

5

10

15

20

25

30

35

40

45

ee bg lt uk sk ro cz gr hu lv pl si se it pt fr es de ie fi be at dk nl

 
Quelle: Eurostat; Eigene Berechnungen. 
 
 
Renteneintrittsalter, Früh- und Arbeitsunfähig-
keitsrenten 

Hinsichtlich möglicher Effekte auf das Arbeits-
angebot sind  weitere staatliche Sozialtrans-
fers zu berücksichtigen. Viele Personen sind 
nicht erwerbstätig wegen des niedrigen ge-
setzlichen Rentenalters in Verbindung mit den 
ausgedehnten Möglichkeiten der Frühverren-
tung. Zusätzlich nehmen Viele die leichte Ver-
fügbarkeit von Arbeitsunfähigkeitsrenten wahr 
und nutzen diese als Substitut für Altersrenten 
oder Arbeitslosengeld. Diese wurden zunächst 

im Transformationsverlauf genutzt, um den 
Anstieg der offenen Arbeitslosigkeit zu be-
grenzen und den Transformationsprozess 
sozialpolitisch abzufedern.  

Das gesetzliche Rentenalter in den EU10 
liegt aktuell bei 62-64 Jahren für Männer (Aus-
nahme Polen 65), und damit unterhalb der 
Altersgrenze in den EU-15 (65-67). De facto 
liegt das Alter, in dem Männer aus dem Er-
werbsleben ausscheiden in den EU-10 jedoch 
deutlich niedriger (Abbildung 5). Besonders 
hoch ist diese Lücke in Polen, wo ein männli-
cher Erwerbstätiger rund 8 Jahre vor Erreichen 
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der Altersgrenze aus dem Arbeitsleben aus-
scheidet. Aber auch in Ungarn, Slowenien und 
der Slowakei liegt das tatsächliche Rentenein-
trittsalter unter 60 Jahren (im Gegensatz dazu 

liegt das tatsächliche Renteneintrittsalter in 
Schweden, Dänemark, Irland und England 
zwischen 62 du 64 Jahren).  
 

 

Abbildung 5: EU10 Gesetzliches und tatsächliches (Median) Renteneintrittsalter, Männer 
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Quelle: MISSOC; Eurostat. 
 

Eine interessante Ausnahme sind Estland 
und Litauen. Hier liegt das tatsächliche Renten-
eintrittsalter höher als das gesetzliche Rentenal-
ter. Beigetragen haben dazu Reformen in den 
Rentensystemen. So wird in Estland die Rente 
bei Verschiebung des Renteneintritts über die 
offizielle Altersgrenze hinaus mit 0,9% für jeden 
Monat erhöht (in Litauen um 8% pro Jahr), und 
gleichzeitig wird in beiden Ländern die Rente 
um 0,4% reduziert für jeden Monat vor dem 
offiziellen Rentenalter. Auch in Bulgarien wur-
den ähnliche Anreize für eine Weiterarbeit nach 
dem gesetzlichen Rentenalter geschaffen. 

Neben dem niedrigen Renteneintrittsalter 
spielen Früh- und Arbeitsunfähigkeitsrenten 
eine wichtige Ursache für die hohen Nicht-
Erwerbsquoten bei Älteren. Abbildung 6 zeigt 
für Polen den rapiden Anstieg der Bezieher von 
Altersrenten bzw. Arbeitsunfähigkeitsrenten zu 
Beginn der neunziger Jahre in der ersten Phase 
der Restrukturierungen der polnischen Wirt-
schaft. 1991 wurden 815000 neue Renten bzw. 
Arbeitsunfähigkeitsrenten erteilt. 1998 wurde 
zwar die Möglichkeit für Frühverrentung bei 

Massenentlassungen eingeschränkt, gleichzei-
tig jedoch in der zweiten Restrukturierungspha-
se der polnischen Wirtschaft, die zu einem ho-
hen Anstieg der Arbeitslosenquote führte, neue 
Leistungen bei vorzeitigem Ruhestand einge-
führt. Diese wurden aus dem Arbeitsfonds fi-
nanziert und entlassenen Beschäftigten ur-
sprünglich ab 55 Jahren (Männer; Frauen: ab 
50), oder unter bestimmten Voraussetzungen 
auch früher gewährt. Nach dem Ende der zwei-
ten Restrukturierungsphase wurde die Alters-
grenze für den Bezug dieser Leistungen auf 60 
Jahre (Männer; Frauen: 55 Jahre) heraufgesetzt 
(Chlon-Dominczak, 2009). Entsprechend stieg 
ab Ende der neunziger Jahre die Zahl der Be-
zieher unterhalb des gesetzlichen Rentenalters, 
die Altersrenten oder Leistungen für Frühverren-
tung bezogen, massiv an, da die sinkende Zahl 
der Bezieher von Altersrenten durch die stei-
gende Vergabe von Frührenten kompensiert 
wurde (Abbildung 7). Parallel dazu sank die 
Beschäftigungsquote älterer Menschen ab. Als 
Folge dieser Entwicklung weist Polen eine der 
höchsten Rentenausgabenquote in der EU auf, 
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was wiederum zu einem Anstieg der Beitrags-
sätze in der Sozialversicherung führte. 2006 lag 
der Steuer- und Abgabenkeil in Polen mit 43,7% 
der gesamten Lohnkosten deutlich über dem 

EU15-Durchschnitt. Besonders ausgeprägt sind 
die negativen Beschäftigungswirkungen eines 
hohen Steuerkeils im Niedriglohnbereich bei 
Geringqualifizierten. 

 
Abbildung 6:  Poland: Number of newly granted pensions (old-age and disability) 

 
Quelle: Chlon-Dominczak (2009), Figure 7. 
 
 
Abbildung 7:  Poland: Number of persons receiving old-age pensions and   
 pre-retirement benefits below retirement age 

 
Quelle: Chlon-Dominczak (2009) Figure 8. 
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Ähnlich wie in Polen wurden auch in Un-

garn insbesondere die Invaliditätsrenten als 
Option zum Ausscheiden aus dem Arbeits-
markt extensiv genutzt. Zu Beginn der 2000er 
Jahre waren in Ungarn 56% aller neuen Ren-
ten Arbeitsunfähigkeitsrenten (Augusztinovics 
und Köllő, 2009). Inzwischen wurde durch 

Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen 
die Zahl zwar deutlich reduziert. Dennoch 
weist Ungarn, neben Polen weiterhin eine sehr 
hohe Nichterwerbsquote aufgrund von Krank-
heit und Arbeitsunfähigkeit auf. Mit Ausnahme 
von Tschechien gilt dies jedoch auch für die 
anderen EU10 (Abbildung 8). 

 
Abbildung 8: EU10: Nichterwerbsquoten aufgrund von Krankheit und Arbeitsunfähigkeit  

 (55-64 Jahre), 2007 
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Quelle: Eurostat; Eigene Berechnungen. 
 
 

Im Unterschied zum Arbeitslosengeld sind 
diese Programme nicht mit Unterstützung bei 
der Arbeitssuche bzw. Anforderungen an Wei-
terqualifizierungsmaßnahmen verbunden. Sie 
sind wenig zielgerichtet und in Tschechien und 
Lettland mit anderen Sozialleistungen wie dem 
Arbeitslosengeld und in den meisten Ländern 
auch mit Erwerbseinkommen kumulierbar. Im 
Ergebnis können in der Summe relativ hohe 
Einkommen entstehen, die über dem Mindest-
lohn liegen. Vor allem niedrig qualifizierte Ar-
beitskräfte haben, auch wegen der hohen 
Steuer- und Sozialabgabenbelastung in diesen 
Ländern,  geringe Anreize zur Arbeitssuche 
(sogenannte Arbeitslosigkeitsfalle). Da der 
Realwert der Sozialtransfers in armen Regio-
nen mit deutlich niedrigeren Preisen und Mie-
ten höher liegt, ergeben sich auch keine Anrei-
ze für Beschäftigte in Gebiete mit höherer Ar-

beitsnachfrage, aber höherem Preisniveau zu 
wechseln.  
 
 
Schlussbemerkung 

Vor dem Hintergrund des zu erwartenden Alte-
rungsprozesses in den EU10 ist die Anhebung 
der Erwerbs- und Beschäftigungsquoten ein 
wichtiger Schritt, um mittel- und langfristig 
Wachstum zu ermöglichen und die Finanzier-
barkeit der sozialen Sicherungssysteme zu 
gewährleisten. Zwar ist die Erwerbsbeteiligung 
in den EU10 seit 2005 angestiegen, insbeson-
dere die Erwerbsquoten Älterer sind jedoch 
nach wie vor extrem niedrig. Diese Gruppe 
wurde vor allem aufgrund von Vorruhestands- 
und Invaliditätsleistungen weitgehend aus der 
Erwerbstätigkeit verdrängt und muss wieder in 
den Arbeitsmarkt integriert werden. Das Ar-
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beitslosengeld selbst ist in diesen Ländern 
niedrig, und nimmt in der Regel mit fortschrei-
tender Bezugsdauer ab. Letztere ist ver-
gleichsweise kurz. 

Maßnahmen zur Erhöhung der Beschäfti-
gungsquoten Älterer können Reformen in den 
Rentensystemen beinhalten. In den meisten 
EU10 sind bereits entsprechende Reformen 
zur Anhebung des Rentenalters und der Min-
destversicherungszeiten auf dem Weg. Refor-
men der Invaliditäts- und Vorruhestandsrege-

lungen sind eine weitere Voraussetzung, um 
angesichts der ungünstigen demographischen 
Entwicklung das Arbeitsangebot der älteren 
Erwerbspersonen zu erhöhen. Neben Anrei-
zen im Rahmen der Renten, Steuer- und Sozi-
alleistungssysteme müssen Reformstrategien 
auch die Qualifikation und Beschäftigungsfä-
higkeit  durch Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen, etwa durch Maßnahmen des Lebens-
langen Lernens, weiterentwickeln.  
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